
" 

( 

35/SrJ-12g/H6' 

SOZIALISTISCHER LEHRERVEREIN . 

öSTERREICHS 
1010 WIEN. AlBERTCASSE 35 • TELEFON, 422152. 43 2S 5& 

Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf einer 
4. Novelle zum Schulunterrichts­
gesetz 
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Der Entwurf zu einer 4. Novelle des Schulunterri~~eset%e:s"-wiic:F-:=~=-::-::: ~ ~ ~ 
in jenen Passagen begrUßt, in denen Adoptionen aufgrund der bevor-
stehenden Hauptschulrefo~ erfolgen. Hinsichtlich der im Gesetzes-
entwurf enthaltenen Vorschl~ge zum Ausbau der Schulpartnerschaft 
wird die Gesetzesabsicht durchaus begrußt, der vorliegende 
Gesetzesentwurf ist jedoch derart kompliziert und teilweise dieser 
Absicht widersprechend, sodaß eine Oberarbeitung und Straffung 
notwendig erscheint. Daher kann in diesen Abschnitten nur eine 
bedingte Zust~ung ausgesprochen werden. 

Der 3. Bereich im Gesetzesentwurf bezieht sich auf Maßnahmen, die 
unmittelbar die Schuler betreffen und geeignet sind, als st~rkere 
Disziplinierungsmittel bezeichnet zu werden. Diese Vorgangsweise 
widerspricht der Gesetzesabsicht nach Ausbau der Partnerschaft 
in der Schule und baut auf ein negatives Vers~ndnis von Erziehung 
auf: Da außerdem kein aktueller Anlaß besteht, solche verscharfende 
Regelungen in das Schulunterrichtsgesetz aufzunehmen, werden diese 
Passagen generell abgelehnt. 

Außerdem wird bedauert, daß sich die Gesetzestexte einer Diktion 
bedienen, die nicht dem Zeitgeist der Gegenwart entsprechen. 

Im einzelnen wird bemerkt: 

Zu Ziffer 3: 

Ein Lehrerwechsel von einer Schulstufe zur MÖchsten ist grund­
satzlich problematisch, es ist daher nicht einzusehen, daß die 
bisherige generelle Regelung nunmehr.nur auf die 1. bis 4. Schul­
stufe eingeschrönkt wird: Die vorliegende Änderung des ersten 
Satzes des § 9 Abs. 2 wird zurUckgewiesen. 
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Zu Ziffer 8: 

Im § 1Ja Abs. 2 sollte der letzte Setz lauten: "ZustC:!ndig fUr die 
Annahme der Anmeldung und fUr die Untersagung ist der Schuleiter. 
Die Untersagung hat rechtzeitig und unter Angabe des Grundes zu 
erfolgen." 

BegrUndung: 

Zu Ziffer 9: 

Die Verweigerung der Teilnahne an ei.,er schl'lbezogenen 
Veranstaltung, der die Anmeldung des Schulers (der 
Erziehungsberechtigten) vorausgegangen ist, sollte durch 
den Schulleiter (und nicht durch einen hiezu beauftragten 
Lehrer) erfolgeb und außerdem gegenUber dem Schuler (den 
Erziehungsberechtigten) begrUndet werden. Bei Verzicht 
auf eine BegrUndung dieser Vorgangsweise kann nicht aus­
geschlossen werden, daß unnötige ~onflikte zwischen 
Schule, Schuler und Elternhaus entstehen. 

Die im § 18, Abs. 6 vorgesehene Regelung wird grundsötzlich begrUßt, 
es sollte jedoch gepruft werden, ob eine Ausweitung der Formulierung 
It ••• gesundheitlichen Behinderung" auf " ... entwicklungs- oder Milieu-
bedingte oder gesundheitlichen GrUnden ... " möglich ist. 

BegrUndung: Sehr hCiufig auftretende Form einer "Behinderung" sind 
nicht gesundheitlicher sondern anderer Art, wobei mit 
zunehmendem Schulbesuch diese GrUnde oft verschwinden, 
wie dies z.B. bei der Betreuung auslandiseher Kinder in 
unseren Schulen auffallt: Kinder mit Sprachschwierig­
keiten, die in anderen Unterrichtsgegenstanden oft 
ausgezeichnete Erfolge erbringen, sollten auch von 
dieser Regelung sinngemaß profitieren. 

Zu Ziffer 11: 

Die Erweiterung des § 19 Abs.2 wird scharfstens abgelehnt: 
Diese Formulierung ist ersatzlos zu streichen! 

BegrUndung: Ohne den Tatbestand eines nicht gerechtfertigten Fern­
bleibens vom Unterricht bagatellisieren zu wollen, 
sollte doch erkannt werden, daß mit einer Aufnahme 
dieses "Tatbestandes" in die Schulnachricht SchUlern 
großen Schaden zugefUgt werden kann: 
So z.B. ist die Schulnachricht fUr lehrstellensuchende 
Jugendliche ein wichtiger Qualifikationsnachweis. Es 
gibt genUgend andere Formen und MBglichkeiten Erziehungs­
berechtigten Mitteilungen Uber das Ausmaß von gerecht­
fertigtem und nicht gerechtfertigtem Fernbleiben vom 
Unterricht mitteilen zu können. 

Zu Ziffer 12: 

Der Einleitungssatz zu § 19 Abs. 8 sollte lauten: "In der 4. Schul­
stufe (ausgenommen an Sonderschulen) und inder 8. Schulstufe sind 
die Erziehungsberechtigten gegen Ende des ersten Semesters ... " 

BegrUndung: Auch die Absolventen einer Sonderschule sind wUrdig, 
Uber weitere Bildungswege informiert zu werden. Dies 
gilt sinngemaß auch fUr die Eltern von SonderschUlern. 

35/SN-128/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 5

www.parlament.gv.at



." 

r-.. 
\ 

- 3 -

Zu Ziffer 15: 

Im § .27 Abs. 2 sollte bezUglich der Wiederholung einer Schulstufe auf 
die Ausschließung der letzten Stufe einer Schulart verzichtet werden. 
Jedenfalls wird festgestellt, daß au~h ein SchUler der 4. Hauptschul­
klasse diese bei entsprechender BegrUndung wiederholen kann. Es wird 
daher vorgeschlagen, den 2. Satz zu erweitern: "Eine Wiederholung der 
letzten Schulart im Sinne dieses Absatzes - ausgenommen der Volksschule, 
der Hauptschule sowie der letzten Stufe einer Sonderschule - ist 
unzulössig. 11 

BegrUndung: Die Schulpraxis zeigt, daß es immer wieder Einzelfölle 
gibt, fUr die eine Untersogung der Möglichkeit der 
freiwilligen Wiederholung der 4. Hauptschulklasse ent­
scheidend nachteilig i~t" Da eine Genehmigung einer 
freiwilligen Wiederholung ohnehin an eine Antragsteilung 
mit ausreichender BegrUndung gebunden ist, sind keine 
Nachteile fUr weiterfuhrende Schulen zu befUrchten. 

-Zu Ziffer 22: 

Die Erweiterung des § 43 um den Abs. 2 wird abgelehnt: Die derzeitige 
Rechtslage sieht bereits jetzt vor, daß Schuler zur Beseitigung von 
mutwillig erfolgten Beschödigungen oder Beschmutzungen schulischer 
Einrichtungen zu verlangen. Auf die vorliegende Formulierung kann 
verzichtet werden. 

Zu Ziffer 24: 

Die Neuformulierung des § 45 Abs. 3 wird zurUckgewiesen. Auch diese 
im Abs. 3 vorgeschlagene Formulierung ist eine Verschörfung der 
Disziplinierungsinstrumente gegenUber SchUler: Es widerspricht der 
Lebenspraxis, fUr IIkUrzeres Fernbleiben" die Vorlage eines örztlichen 
Zeugnisses zu verlangen. Die ohnehin vorhandenen Rechtsmittel zur 
Behebung mißbröuchlicher Erscheinungsformen werden als ausreichend erachtet. 

Zu Ziffer 36: 

Der erste Satz des § 59 Abs. 1 sollte lauten: IIZur Interessenvertretung 
(§ 58 Abs.2) und zur Mitgestaltung des Schullebens (§58 Abs.3) sind 
an allen Schulen ab der 5. Schulstufe (ausgenommen jene Sonderschulen, 
an denen die SchUler aufgrund der geistigen Behinderung oder der Sinnes­
behinderung nicht dazu in der Lage sind sowie ausgenommen an jenen 
Schulen, an denen SchulgemeinschaftsausschUsse bestehen) SchUlerver­
treter zu bestellen. 1I 

BegrUndung: Auch der Schuler an der Allgemeinen Sonderschule sowie die 
SchUler an vielen anderen Sonderschularten sind durchaus 
geeignet, zu demokratischen Lebensformen erzogen zu werden. 
Diese Schuler werden ja spöter als Erwachsene auch nicht 
vom Wah~echt ausgeschlossen. 

Ferner sollte der letzte Satz des § 59 Abs. 1 lauten: IIAn allen Schulen, 
an denen Schulerverteter gewahlt werden, auch Schulsprecher zu wahlen. 11 

BegrUndung: Es ist nicht einsichtig, daß bei der Einrichtung demokratischer 
Formen an der Schule an allgemeinbildenden höheren Schulen 
(Unterstufe) und an Hauptschulen unterschiedlich vorgegangen wird. 
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Zu Ziffer 38: 

Die im § 61 geschaffene "Interessensvertretung gegenuber den Lehrern, 
dem Schullei ter, Abteilungsvorstand und den SchulbehördenIl neben den 
bestehenden Elternvereinen sollte dahingehend geprUft werden, ob es 
sinnvoll ist, parallel zwei InstitutiQnen mit annöhernd gleichen 
Aufgaben zu fuhren. Ferner sollte bei den Angaben im Hinblick auf 
Mitwirkungsrechte und Mitbestimmungsrechte klarer zum Ausdruck gebracht 
werden, daß teilweise die angefUhrten Rechtsbereiche fUr Pflichtschulen 
nur bedingt anzuwenden sind, wie dies z.B. am deutlichsten bei dem 
Recht auf Mitentscheidung oei der AntragsteIlung auf Ausschluß eines 
SchUlers erkennbar ist: Durch unscharfe Formulierungen werden möglicher­
weise ungerechtfertigte Er;.,.artungshaltungen bei Elternvertretern geweckt. 

Zu Ziffer 63a: 

Der erste Satz des Abs. 1 sollte lauten: "In allen Schulen in denen 
kein Schulgemeinschaftsausschuß besteht, sind zur Förderung und 
Festigung der Schulgemeinschaft (§2) fUr jede Klasse ein Klassenforum 
und fUr jede Schule ein Schulforum einzurichten. 

BegrUndung: Es ist nicht einzusehen, daß bestimmte Schuler und deren 
Eltern vom demokratischen Mitwirkungsrecht ausgeschlossen 
werden. Vergleiche auch Bemerkungen zu Ziffer 36. 

Weiters werden die im § 63a Abs. 2 festgestellten Zusttlndigkeiten des 
Klassenforums bzw. Schulforums auf Bereiche ausgeweitet, die sich auf 
der unmittelbaren Zusttlndigkeit der Schulbehörde entziehen: So z.B. 
berUhren die Bestimmungen bezUglich der Budgetmittel, der Wahl von 
Unterrichtsmitteln sowie die Beratung.Uber Baumaßnahmen Bereiche, die 
eindeutig Sache des jeweiligen Schulerhalters sind. Auch hier können 
unscharfe Formulierungen unerfullbare Erwartungshaltung bei Eltern wecken. 

Zu § 63a Abs. 4 wird bemerkt, daß die Frist fUr die Einberufung eines 
Klassenforums von jenem Zeitpunkt an gerechnet werden sollen, zu dem das 
Verlagen dem Klassenvorstand mitgeteilt wird, und nicht zu jenem Zeit­
punkt, "zu dem das Verlangen gestellt wurdell (Wann? Wo?). Zu diesem 
Absatz wöre darUber hinaus zu prUfen, ob eine Einschrtlnkung der Zahl 
der Sitzungen festgelegt werden sollte, da sonst im Extremfall das 
Klassenforum wöchentlich zusammentreten muß. 

~ FUr § 63a Abs. 9 gelten sinngemöß die Bedenken, wie sie bereits zu 
§ 63a Abs. 4 getlußert wurden. 

Zu § 63 Abs. 13: 

Der vorletzte Absatz sollte lauten: IIBei Behandlung von Angelegenheiten 
der Bildungsberatung ist ein entsprechend qualifizierter Lehrer einzuladen." 

BegrUndung: Der im Entwurf angegebene Entwurf "Bildungsberater" ist zu 

Zu § 64: 

unscharf. Außerdem besteht durchaus die Möglichkeit, daß an 
einem Schulstandort mehr als nur ein Lehrer diese Funktion 
ausUben kann. 

Die zu § 630 getlußerten Bedenken gelten sin~~ß auch fUr § 64, ins­
besondere fUr deren Anwendung im Pflichtschulbereich. 
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Zu § 64, Abs. 1: 

Der erste Satz sollte lauten: IIAb der 9. Schulstufe ist zur F~rderung 
und Festigung der Schulgemeinschaft (§2) ein Schulgemeinschaftsaus­
schuß zu bilden. 1I 

BegrUndung: 

weiters: 

Siehe BegrUndung zu Ziffer 36. FUr jene SchUler, die 
aufgrund geistiger Behinderung oder einer Sinnesbehinderung 
die Mitarbeit im Schulgemeinschaftsausschuß nicht möglich 
ist, sollte eine entsprechende Einschrankung im § 64 Abs. 3 
zum Ausdruck gebracht werden, 

§ 28 (4): positiv, hervorschreiben: Obertritt von SO an HS, 
Ergänzung begrUßen 

§ 59 (6): wC:ihlbar ab der 5. Schulstufe als Schul sprecher und Schulvertreter 
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